
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt 
Oppenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 17.04.2024 
 
in Oppenheim, Rathaus Oppenheim, Merianstraße 2 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:55 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Silke Rautenberg Stadtbürgermeisterin und Vorsitzende    
Willi Keitel Ausschussmitglied   
Dr. Michael Pohl Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   
Rainer Ebling Ausschussmitglied   
Martin Frank Ausschussmitglied   
Maria Schaad Ausschussmitglied   
Volker Schütz Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied 

in Vertretung von Dr. Rudert, Volkhart 
  

 
Entschuldigt: 
Christian Meeß-Bodderas Ausschussmitglied   
Peter Pfau Ausschussmitglied   
Gert Frisch Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
Dr. Volkhart Rudert Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Steichele-Guntrum, 
Stephanie 

  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Dr. Helga Schmadel 1. Beigeordnete   
Susanne Pohl 2. Beigeordnete   
 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Sandra Betz Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim sind 
mit der Einladung vom 10.04.2024 auf Mittwoch, 17.04.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 

Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

1.1 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Mainzer Str.; Flur 1, Flurstück 128  
Montage einer Photovoltaikanlage auf einem Teil des Daches unseres Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 049/2023/0197) 
 

1.2 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Friedrich-Ebert-Str.; Flur 1, Flurstück 662/2 und 664/1 
Dachänderung von Pult- auf Satteldach auf der linken Gebäudeseite 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0034) 
 

1.3 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Friedrich-Erbert-Str.; Flur 1, Flurstück 697 
Erneuerung der Dacheindeckung und Dachdämmung eines zu Wohnzwecken genutzten 
Anbaus sowie ggf. Errichtung eines zusätzlichen Dachflächenfensters 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0036) 
 

1.4 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Steinweg; Flur 2, Flurstück 165 
Anstrich der Hausfassade 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0039) 
 

2. Mitteilungen 
 

3. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 

2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

 
 
1.1. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Mainzer Str.; Flur 1, Flurstück 128  
Montage einer Photovoltaikanlage auf einem Teil des Daches unseres 
Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 049/2023/0197) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.05.2024.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist Montage einer Photovoltaikanlage auf einem Teil des 
Daches unseres Wohnhauses 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
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Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist 
eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die 
darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die 
baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss erteilt zum vorliegenden 
Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des 
Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 
BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche 
Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. Der Ausschuss erteilt seine 
Zustimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit 9 Ja-Stimmen angenommen. 
 
 
 
 
1.2. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Friedrich-Ebert-Str.; Flur 1, Flurstück 662/2 und 664/1 
Dachänderung von Pult- auf Satteldach auf der linken Gebäudeseite 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0034) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 07.05.2024.  
  
 
• Bauantrag  
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Gegenstand des Bauantrages ist die Änderung der Dachform auf der linken Gebäudeseite von 
Pult- auf Satteldach. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Das Dach wird auf dem Haupthaus weiter geführt. Es entsteht kein Wohnraum, sondern freier 
Dachraum. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Vorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss erteilt zum vorliegenden 
Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung 
zur geplanten Dachänderung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit 9 Ja-Stimmen angenommen. 
 
 
 
 
1.3. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Friedrich-Erbert-Str.; Flur 1, Flurstück 697 
Erneuerung der Dacheindeckung und Dachdämmung eines zu Wohnzwecken 
genutzten Anbaus sowie ggf. Errichtung eines zusätzlichen Dachflächenfensters 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0036) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 



Sitzung des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim vom 17.04.2024 

Seite 6 

 

 

Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 26.04.2024.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Erneuerung der Dacheindeckung und Dachdämmung 
eines zu 
Wohnzwecken genutzten Anbaus sowie ggf. Errichtung eines zusätzlichen 
Dachflächenfensters 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung. 
 
Für die Bewertung und Beurteilung des Vorhabens im Zusammenhang mit den  
bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung der Stadt 
Oppenheim, wird eine Stellungnahme des beauftragten Stadtsanierungsbüros GSW 
vorgelegt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist 
eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die 
darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die 
baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss erteilt zum vorliegenden 
Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des 
Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 
BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche 
Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. Der Ausschuss erteilt seine 
Zustimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit 9 Ja-Stimmen angenommen. 
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1.4. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Steinweg; Flur 2, Flurstück 165 
Anstrich der Hausfassade 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0039) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 24.04.2024.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Anstrich der Hausfassade. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist 
eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die 
darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die 
baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
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Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss erteilt zum vorliegenden 
Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des 
Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 
BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche 
Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. Der Ausschuss erteilt seine 
Zustimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit 9 Ja-Stimmen angenommen. 
 
 
 
 
2. Mitteilungen 

 

 
- Feldweg zum Turnacker: Die Sanierung des Feldwegs ist abgeschlossen. Im Zuge der 

Maßnahme wurde eine neue Schotterschicht aufgebracht und verdichtet sowie für eine 

bessere Versickerung des Regenwassers der Weg neu modelliert und Ablaufrinnen 

angelegt.  

- Kita Gänsaugraben: Planung und Kosten für den neuen Sozialraum wurden vom 

Stadtrat genehmigt. Damit kann der Bauantrag gestellt werden, die Kosten liegen bei 

ca. 400.000€, die Ausschreibung der Bauleistungen steht noch aus. 

- Mainzer Straße: Der Jahresförderantrag für die geplante Sanierungsmaßnahme muss 

bis zum 30.4. gestellt sein, die Ausschreibung der Bauleistung erfolgt voraussichtlich 

im Herbst, Baubeginn: Frühjahr 2025. Für eine Information der breiten Öffentlichkeit 

werden FAQs zum Bauvorhaben auf der Homepage der Stadt veröffentlicht.  

- Zolltorplatz: Die Auftragsvergabe für die Lose 1 und 3 ist erfolgt. Für Los 2 

(Metallbauarbeiten) wurde kein Angebot abgegeben. Hier sollen weitere Unternehmen 

angefragt werden. Die Kosten der Lose 1 und 2 liegen deutlich über Plan. Ein Grund 

für die Aufhebung der Ausschreibung liegt jedoch nicht vor. Die Vorsitzende prüft, ob 

ein Spatenstich bereits am 04.05.2024 (Tag der Städtebauförderung) erfolgen kann. 

- Toilettenanlage am Zolltorplatz Umsetzung der WC-Anlage zur Burgruine erfolgt Ende 

des Monats. 

- Amtsgerichtsplatz: Aufgrund der neuen Vorgaben des Landes wird die 

Fördermaßnahme erst im folgenden Jahr in den Jahresantrag für die 

Städtebauförderung aufgenommen, Vorstellung der angepassten Planung und 

Kostenschätzung erfolgen im nächsten HauFi-Ausschuss. 

- Wasserschaden Rathaus: Die Sanierungsmaßnahmen sind voraussichtlich Anfang 

Mai abgeschlossen. 

Emondshalle: Nachdem die Förderskizze für Kipki Block 3 (Soziale Orte) positiv beurteilt 
wurde, hat ein vorbereitendes Gespräch für die eigentliche Antragstellung mit dem 
begleitenden Büro (PTJ) und der VG-Bauabteilung stattgefunden. Für die Antragstellung muss 
die Skizze konkretisiert werden. 
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3. Anfragen 
 

 
Bauvorhaben „Betreutes Wohnen“ Sant’Ambrogio-Ring: Herr Schütz fragt nach dem 
Sachstand. Das noch ausstehende Lärmschutzgutachten ist nach Aussage des 
Projektentwicklers fertig, so dass in Kürze mit der Offenlage des Vorhaben bezogenen B-Plans 
zu rechnen ist. Zudem sei ein Betreiber für die Einrichtung gefunden worden. 
 
Reihenhäuser im Baumschulweg: Herr Pohl fragt an, weshalb trotz eingereichter Bauanträge 
keine Bautätigkeiten erfolgen. Frau Rautenberg vermutet, dass dies wirtschaftliche Gründe 
hat. 
 
 
 
Zum Ende der Sitzung bedankt sich Frau Rautenberg bei allen Ausschussmitgliedern für die 
erfolgreiche Zeit und vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Silke Rautenberg Sandra Betz 
Stadtbürgermeisterin  

 
 
 


